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1) Amts-, Betriebs- und Schulleitungen können mit den zuständigen Mitbestimmungsgremien abweichende Zuständigkeitsregelungen für die Erarbeitung von 

Lösungen vereinbaren. 

Die:der Betroffene beschreibt die Situation und die Gründe, die zur Gefährdung bzw. Überlastung führen und stellt die Auswir-
kungen sowie, wenn möglich, Verbesserungsvorschläge dar.  

Die Anzeige richtet sich auf dem Dienstweg an die Amts-, Betriebs-, Schul- bzw. Amtsstellenleitung. 

Die Amts-, Betriebs-, Schul- bzw. Amtsstellenleitung nimmt die Anzeige entgegen, bestätigt den Erhalt und versucht unverzüg-
lich gemeinsam mit der:dem Betroffenen, auf deren:dessen Wunsch unter Beteiligung der Interessenvertretung, Lösungen zu 

finden. 1) 

Lösung gefunden Lösungsvorschläge gefunden, aber 
Maßnahmen liegen außerhalb der 
Entscheidungsbefugnis der Leitung 

keine Lösung, keine Lösungsvor-
schläge gefunden 

Maßnahmen werden umgesetzt 

Leitung beteiligt die notwendigen 
Stellen 

Maßnahmen werden um-
gesetzt 

Maßnahmen können z. B. mangels 
notwendiger Beschlüsse nicht um-
gesetzt werden 

Schriftliche Beantwortung der Anzeige durch die Amts-, Betriebs-, Schul- bzw. Amtsstellenleitung.  

Eine Kopie der Anzeige sowie eine Durchschrift der Beantwortung gehen an das Personalamt zur Aufnahme in die Personal-
akte des/der Betroffenen sowie an die Interessenvertretung.  


